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    1.  Einleitung


     


    1.1.  Problemdarstellung


     


    Geschrieben das Datum des 20. März 2003, begründet durch den Krieg gegen den internationalen Terrorismus, rückführend auf die verheerenden Ereignisse des 11. September 2001, entscheiden sich die USA, eine militärische Mission gegen den Irak einzuleiten.[1] Auch auf die Unterstützung von Verbündeten konnten die USA zählen, innerhalb einer sogenannten „Koalition der Willigen“ beteiligte sich unter anderem auch Spanien an jenem Irak – Konflikt. Auffallend, Spanien beteiligte sich an jener „Koalition der Willigen“ zu einem sehr frühen Zeitpunkt, außerdem auch trotz erheblicher Proteste der eigenen Bevölkerung – was Spanien in Bezug auf die Theorie des „Demokratischen Friedens“ als einen besonders interessanten Case darstellen lässt.[2]


     


    Die Theorie des „Demokratischen Friedens“ setzt sich mit den Überlegungen eines Staates über „Krieg und Frieden“ auseinander.[3] Im Zusammenhang mit dem „Demokratischen Frieden“ ist in der Literatur oftmals die Sprache von „friedfertigeren“ Demokratien – vor allen Dingen im direkten Vergleich mit Autokratien, also der monadischen Variante des „Demokratischen Friedens“.[4] Begründet wird dies häufig mit einer „größeren Friedfertigkeit des Demos oder aufgrund institutioneller Anreize der demokratischen Staatsverfassung“[5].


     


    Tatsächlich hat die DF – Forschung aber auch nie behauptet, dass Demokratische Systeme nicht auch militant auftreten können. Die monadische Variante des Theorems des „Demokratischen Friedens“ behauptet lediglich, dass Demokratien „friedfertiger“ sind, nicht, dass sie auch friedlich sind.[6] Dies hat sich an den verschiedensten Beispielen der Vergangenheit gezeigt, unter anderem eben auch an jenem des Irak – Krieges und der Beteiligung Spaniens an diesem.


     


    Die Frage, mit der sich diese hier nun vorliegende Arbeit auseinandersetzen soll, ist jene nach den Gründen, die jenes militante Außenverhalten von Demokratien gegenüber Autokratien erklären. Es soll ein Zusammenhang zwischen den Gründen hergestellt werden, die einerseits jene „friedfertigere“ Art und Weise erklären können, andererseits aber auch jene Unfriedlichkeit von Demokratien gegenüber Autokratien.[7]


     


    1.2.  Zielsetzung und Aufbau der Arbeit


     


    Das Interesse dieser Arbeit liegt also auf den Gründen, die zu einer Unfriedlichkeit von Demokratien – in unserem Fall am Beispiel Spanien und dessen Beteiligung am Irak – Krieg – führen. Geklärt werden soll, ob jenes militante Außenverhalten von Demokratien gegenüber Autokratien mit Hilfe der gleichen Gründe hergeleitet werden kann, die auch herangezogen werden, um jene „friedfertigere“ Art und Weise von Demokratien gegenüber Autokratien zu erklären.[8]


     


    Dem Einstieg in die eigentliche Debatte soll das Theorem des „Demokratischen Friedens“ an sich vorgeschoben werden. Hierbei soll nur sehr kurz auf große Namen wie „Immanuel Kant“ oder „Jean Jaques Rousseau“ eingegangen werden, das Hauptaugenmerk ist auf die Theorie des „Demokratischen Friedens“ an sich gerichtet, vor allen Dingen auf dessen monadische Variante. Im Zuge dessen wird es auch zu einzelnen Erläuterungen von Begrifflichkeiten wie Demokratie, Autokratie und Krieg kommen, um sowohl den Irak als auch Spanien zu klassifizieren.


     


    Im Anschluss hieran soll dann das Phänomen des „Demokratischen Krieges“ näher beleuchtet werden, also jene militante Verhaltensweise von Demokratien gegenüber Autokratien, um dann auf Spanien und dessen Haltung im Irak – Krieg zu kommen. Geklärt werden soll unter anderem, in welcher Form sich Spanien am Irak – Krieg beteiligt hat. Desweiteren werden als Reaktion dessen die verschiedenen Konfliktlinien, jene zwischen der spanischen Bevölkerung und der spanischen Regierung, aber auch die innerhalb der spanischen Regierung, anhand verschiedener Analysen vorgestellt, wobei hier fallende Zahlen hauptsächlich auf Erkenntnisse aus dem Eurobarometer zurück zu führen sind.


     


    Nachdem nun Grundlagen dargestellt und erläutert wurden, widmet sich diese Arbeit der eigentlichen Fragestellung: Kann jene Unfriedlichkeit Spaniens anhand der gleichen Gründe erklärt werden, welche auch zur Klärung von einem friedlichen Verhalten von Demokratien im Sinne der Theorie des „Demokratischen Friedens“ herangezogen wird? Hierbei sollen also verschiedene Erklärungsansätze zu Tragen kommen, darunter jene Utilitaristische Betrachtungsweise, die Institutionelle Betrachtungsweise wie letztlich auch die Normativ – Kulturelle Betrachtungsweise. Der im Anschluss folgende Schluss dieser hier vorliegenden Arbeit soll auf der einen Seite dann einer kurzen Zusammenfassung dienen, auf der anderen Seite aber auch Raum für einen Ausblick bereit halten.

  


  
    2.  Hauptteil


     


    2.1.  Die Theorie des „Demokratischen Friedens“


     


    Sich mit dem Thema des „Demokratischen Friedens“ auseinanderzusetzen, bedeutet auch zeitgleich, sich mit einem der dominierenden Themen in der Forschung der Internationalen Beziehungen der letzten zwanzig Jahre zu beschäftigen.[9] Es gilt festzuhalten, „kaum eine politikwissenschaftliche These hat in den vergangenen Jahren solche fachinterne und öffentliche Aufmerksamkeit erregt wie die vom „Demokratischen Frieden“ (…), kaum eine hat derart engagierte Debatten ausgelöst, kaum eine hat eine vergleichbar große Zahl an empirischen und theoretischen Arbeiten hervorgebracht“[10].


     


    Im Mittelpunkt jener Theorie des „Demokratischen Friedens“ steht hierbei die Erforschung des „Zusammenhangs(s) von demokratischer staatlicher Verfasstheit und friedlichem Außenverhalten“[11]. Als sogenannte Vorreiter oder auch Wegbereiter dessen gelten „Jean Jaques Rousseau“, vor allen Dingen aber „Immanuel Kant“.[12] In seinem Werk „Zum ewigen Frieden“ formuliert „Immanuel Kant“ „in zwei Abschnitten (…) negative und positive Bedingungen eines Friedensvertrages, der nicht eine Unterbrechung der Feindseligkeiten, sondern  einen dauerhaften Frieden im wahren Sinne des Wortes einleitet“[13]. Nach Kants Vorstellungen treten nun alle Staaten durch den nun neu gewonnenen Frieden in einen sogenannten „Rechtszustand“ ein – alle neu auftretenden Auseinandersetzungen zwischen Staaten werden fortan nicht mehr durch kriegerische Auseinandersetzungen gelöst, sondern durch das ab sofort existierende Recht. Begründet wird jenes Phänomen durch jene sogenannte „Vernunft“, die einen kriegerischen Zustand für negativ befindet.[14] Zusammenfassend, „Kants Friedensprojekt nimmt damit die Voraussetzungen einer nicht militärischen Kompatibilisierung unterschiedlicher Interessen in der (…) Weltgesellschafft in den Blick“[15].


     


    Um die Theorie des „Demokratischen Friedens“ zu verstehen, muss man sich darüber im Klaren sein, dass sich jenes Theorem des „Demokratischen Friedens“ in zwei Varianten unterteilen lässt. So gibt es auf der einen Seite die monadische Variante und auf der anderen Seite die dyadische Variante. Die monadische Variante besagt, dass Demokratien im Allgemeinen als deutlich friedlicher gelten als andere Regimetypen, wohingegen die dyadische Variante ausschließlich das Verhalten von Demokratien gegenüber weiteren Demokratien anspricht und besagt, dass Demokratien keine kriegerischen Auseinandersetzungen mit Ihresgleichen eingehen.[16] Die Sprache ist in diesem Zusammenhang auch von einem sogenannten Doppelbefund.[17]


     


    Wie ebenfalls schon weiter vorne in dieser Arbeit erwähnt, wird sich diese hier vorliegende Arbeit aber ausschließlich mit der monadischen Variante des Theorems des „Demokratischen Friedens“ beschäftigen.


     


    Was aber ist nun genau unter jener Variante des Theorems des „Demokratischen Friedens“ zu verstehen? Die monadische Variante geht von der Tatsache aus, dass Demokratische Systeme „friedfertiger“ sind, als andere Systeme wie beispielsweise Autokratien.[18] Der Gedanke, der jener Variante zugrunde liegt ist jener, dass einzelne Bürger überlegt und „rational“ ihre Präferenzen setzen und auf diese Art und Weise auch eine Außenpolitik ihres Staates präferieren, die friedlich ist.[19] Die logische Konsequenz daraus wäre also, dass Demokratien „friedfertigere“ Beziehungen zu anderen Staaten suchen.


     


    Als äußerst wichtig aber gilt auch, eine genaue Definition des jeweiligen Regimes der zu behandelnden Staaten aufzustellen.[20] Um im Folgenden dieser Arbeit mit nur einer Definition von Demokratie zu arbeiten, wird an dieser Stelle folgende festgelegt: „Eine Staatsform, in der die Staatsgewalt vom Volk ausgeht und direkt oder (und) indirekt von ihm ausgeübt wird.“[21]


     


    Ebenfalls die Begrifflichkeit von Krieg soll an dieser Stelle festgesetzt werden: „Von Krieg ist dann zu sprechen, wenn sich in einem bewaffneten Massenkonflikt zwei oder mehr Streitkräfte gegenüber stehen, wobei mindestens eine Streitmacht die Armee einer regulären Regierung sein muss. Es muss weiterhin auf beiden Seiten eine zentrale Lenkung und Organisation der Kämpfe geben. (…) „Die bewaffneten Operationen (müssen) eine gewisse Kontinuität aufweisen, d.h., dass beide Seiten nach einer planmäßigen Strategie vorgehen.““ Außerdem müssen bei den „Kämpfen mindestens 1000 Tote – bei zwischenstaatlichen Kriegen Soldaten, bei innerstaatlichen Kriegen auch Zivilpersonen – pro Jahr zu verzeichnen“[22] sein.


     


    Unter einer Autokratie versteht man einen Staat, der „mindestens eine der folgenden sechs Bedingungen erfüllt: (1) freie Wahlen werden nicht abgehalten oder nicht als Verfahren der Besetzung von Führungspositionen akzeptiert (…) (2) ein staatliches Gewaltmonopol existiert nicht (…) (3) Vereinigungs- oder Versammlungsfreiheit existieren nicht oder zivilgesellschaftliche Organisationen werden unterdrückt (…) (4) Meinungs- oder Medienfreiheit besteht nicht (…) (5) eine rechtsstaatliche Kontrolle der Exekutive, Legislative oder Judikative existiert nicht oder nur auf dem Papier  (…) (6) Bürgerrechte werden systematisch verletzt (…).“[23]


     


    Hintergrund möglichst einheitlicher und auch wissenschaftlich fundierter Definitionen ist jener, dass im Falle einer Untersuchung eines ganz bestimmten Regimes, so wie auch in unserem Beispiel Spaniens versus Irak, auch mit Sicherheit bestimmt werden muss, ob es sich nun beispielsweise um eine Demokratie oder Autokratie handelt – ist diese Grundlage nicht gegeben, dann wäre die gesamte Theorie falsch[24] „und die ihnen zugrundeliegenden Korrelationen nichtig, weil das Explanans (Regimetypen) realiter nicht zuträfe und folglich das Explanandum (Frieden) nicht begründet wäre“[25].
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